Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 


A. Zielsetzung 

Auf Grund der kommunalen Neugliederung im Bundesgebiet 
sind neue Großgemeinden entstanden und es entstehen weitere, 
was zur Folge hat, daß viele Güternahverkehrsunternehmen 
ihre bisher im Güternahverkehr erreichten Zielgebiete nicht an- 
fahren können, weil diese vom Ortsmittelpunkt der neuen 
Großgemeinde nur im Güterfernverkehr zu erreichen sind. 

Eindämmung des sog. unechten Werkverkehrs insbesondere im 
Baustoff- und Mineralölbereich. 

Um die Leistungsfähigkeit und wirtschaftliche Konsolidierung 
des Güternahverkehrsgewerbes zu fördern, erscheint es zweck- 
mäßig, für diese Unternehmen die Buchführungspflicht einzu- 
führen sowie die Tarifüberwachung zu verbessern. 


B. Lösung 

Bestimmung von bezirklichen Ortsmittelpunkten für neugebil- 
dete Gemeinden, damit Güternahverkehr nicht zum Güterfern- 
verkehr wird. 

Nähere Definition des zulässigen Werkverkehrs mit dem Ziel 
einer besseren Abgrenzung vom unechten Werkverkehr. 

Einführung der Buchführungspflicht für Güternahverkehrsunter- 
nehmer sowie Verbesserung der Tarif Überwachung im Güter- 
nahverkehr durch Einschaltung der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf das allgemeine Preis- 
niveau, 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1/4 (III/4) — 921 02 — Gü 21/74 


An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) mit 
Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 406. Sitzung am 31. Mai 1974 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Bonn, den 8. August 1974 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Maihofer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 268 des Einführungsgesetzes zum Strafge- 
setzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „inner- 
halb der Grenzen eines Gemeindebezirks 
oder“ gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 4 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„Gemeinden mit mehr als einhunderttausend 
Einwohnern oder mit einer Fläche von mehr 
als einhundert Quadratkilometern können 
für die Bestimmung von Ortsmittelpunkten 
in Bezirke ein geteilt werden;“. 

c) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Werden Gemeinden oder Gemeinde- 
teile in andere Gemeinden eingegliedert 
oder zu einer neuen Gemeinde zusammen- 
geschlossen, so können für die in ihrem Ge- 
bietsumfang geänderte oder neugebildete 
Gemeinde bis zu drei bezirkliche Ortsmittel- 
punkte nach Absatz 2 bestimmt werden, 
auch wenn die Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 Satz 4 erster Halbsatz nicht vorliegen. 
Die Bestimmung ist nur zulässig, wenn es 
für die befriedigende Verkehrsbedienung 
eines bestimmten Gebietes erforderlich ist, 
eingerichtete Verkehrs Verbindungen auf- 
reditzuerhalten, die unter Berücksichtigung 
der bisherigen Ortsmittelpunkte Güternah- 
verkehr im Sinne dieser Vorschrift darstel- 
len. Sind Gemeinden oder Gemeindeteile 
nach dem 31. Dezember 1968 in eine andere 
Gemeinde eingegliedert oder zu einer neuen 
Gemeinde zusammengeschlossen worden, so 
gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Landesregierungen bestimmen 
die Ortsmittelpunkte nach Anhörung der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
durch Rechtsverordnung. Sie können ihre Er- 


mächtigung durch Rechtsverordnung weiter 
übertragen, in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 4 und des Absatzes 3 jedoch nur auf 
eine oberste Landesbehörde oder auf eine 
höhere Landesverkehrsbehörde.“ 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„ (4) Für die im Güternahverkehr verwen- 
deten Lastkraftwagen mit einer Nutzlast von 
nicht mehr als 750 kg gilt der im Fahrzeug- 
schein eingetragene regelmäßige Standort 
als Standort im Sinne dieses Gesetzes, so- 
weit nicht ein Standort nach den Absätzen 1 
bis 3 bestimmt ist." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
wird wie folgt geändert: 

Die Worte „außerhalb der Nahzone“ werden 
durch die Worte „über die Grenzen der Nah- 
zone hinaus oder außerhalb dieser Grenzen" 
ersetzt. 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und 
wird wie folgt geändert: 

Nach den Worten „so gilt“ werden die Worte 
„unbeschadet von Absatz 4" eingefügt. 

3. In § 6 a Abs. 4 wird das Zitat „§ 6 Abs. 4" er- 
setzt durch das Zitat „§ 6 Abs. 5“. 

4. § 16 wird gestrichen. 

5. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„sie sind Mindest-Höchstentgelte, falls in 
dem Tarif nichts anderes bestimmt ist.“ 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „von 
Mindest-Höchstentgelten“ ersetzt durch die 
Worte „der Beförderungsentgelte“. 

6. § 23 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„In diesem Fall führt sie an Stelle des Unter- 
nehmers die in dem Unterschiedsbetrag enthal- 
tene Umsatzsteuer an das für sie zuständige 
Finanzamt ab; die Unterschiedsberechnung gilt 
für den Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 1967 als Rechnung des 
Unternehmers, wenn in ihr der Steuerbetrag 
gesondert ausgewiesen ist.“ 
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7. In § 47 Abs. 1 Satz 3 werden das Komma hinter 
dem Wort „Frachtvertrages" sowie die Worte 
„die Abführung der Beförderungsteuer" ge- 
strichen. 

8. § 48 Abs. 2 wird aufgehoben; der bisherige Ab- 
satz 3 wird Absatz 2. 


9. Nach § 48 wird folgender neuer § 48 a eingefügt: 

.§ 48 a 

(1) Güter werden nur dann zur Wiederver- 
äußerung im Sinne von § 48 Abs. 1 Nr. 1 er- 
worben, wenn sie im Rahmen einer geschäft- 
lichen Tätigkeit gekauft werden, die ein selb- 
ständiges, innerhalb üblicher Geschäftsbeziehun- 
gen unabhängiges Handeln des Unternehmens 
darstellt und nicht von anderen wahrgenommen 
wird, die an Geschäften über diese Güter be- 
teiligt sind. 

(2) Sind die beförderten Güter nicht zur Wie- 
derveräußerung im Sinne von Absatz 1 erwor- 
ben und ist auch keine der anderen Vorausset- 
zungen des § 48 Abs. 1 Nr. 1 erfüllt, so finden 
die Bestimmungen über die Güterbeförderung 
für andere Anwendung." 

10. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Zitat „§ 6 Abs. 1, 
2 und 5" durch das Zitat „§ 6 Abs. 1, 2 und 6" 
ersetzt. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Für Lastkraftwagen mit einer Nutz- 
last von nicht mehr als 4 t und Zugmaschinen 
mit einer Leistung von nicht mehr als 55 PS 
sowie für Zugmaschinen, die durch land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe ausschließ- 
lich im Werknahverkehr eingesetzt werden 
und die von der Kraftfahrzeugsteuer befreit 
sind, gilt der im Fahrzeugschein für den 
Unternehmer als Fahrzeughalter eingetra- 
gene regelmäßige Standort als Standort im 
Sinne dieses Gesetzes, soweit nicht ein Stand- 
ort nach Absatz 1 bestimmt ist." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
wird wie folgt geändert: 

Die Worte „außerhalb der Nahzone" werden 
durch die Worte „über die Grenzen der Nah- 
zone hinaus oder außerhalb dieser Grenzen" 
ersetzt. 


11. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesanstalt hat dafür Sorge zu 
tragen, daß der Unternehmer, der Spediteur 
und der Vermittler nach § 32 außerdem alle 
anderen am Beförderungsvertrag Beteiligten, 


die ihnen nach diesem Gesetz obliegenden 
Pflichten erfüllen, vor allem, daß die Tarife, 
die Beförderungsbedingungen und die Be- 
stimmungen über Sonderabmachungen einge- 
halten werden." 

b) In Absatz 2 wird im Einleitungssatz das 
Zitat „Nummer 3" durch das Zitat „Num- 
mer 3 Buchstabe a" ersetzt. 

c) Absatz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Rechtsvorschriften über 

a) die Beschäftigung und die Tätigkeiten 
des Fahrpersonals auf Kraftfahrzeu- 
gen, 

b) die Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße, 

c) die zulässigen Abmessungen sowie 
die zulässigen Achslasten und Ge- 
samtgewichte von Kraftfahrzeugen 
und Anhängern 

eingehalten werden, soweit diese Über- 
wachung im Rahmen der Maßnahmen 
nach § 55 Abs. 1 Nr. 4 durchgeführt wer- 
den kann." 


12. In § 55 Abs. 3 wird das Zitat „Absatzes 2 Num- 
mer 3" ersetzt durch das Zitat „Absatzes 2 Nr. 3 
Buchstabe a". 


13. § 56 erhält folgende Fassung: 

„§ 56 

(1) Soweit es im Rahmen von Überwachungs- 
maßnahmen nach § 55 Abs. 1 Nr. 4 zur Wahr- 
nehmung der ihr übertragenen Aufgaben erfor- 
derlich ist, Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit oder Ordnung abzuwehren, kann die Bun- 
desanstalt, wenn Beamte des Polizeivollzugs- 
dienstes nicht zur Verfügung stehen, die nach 
pflichtgemäßem Ermessen notwendigen Maß- 
nahmen treffen, insbesondere die Weiterfahrt 
eines Kraftfahrzeuges durch geeignete Maßnah- 
men verhindern. 

(2) Befugnisse aufgrund anderer Vorschriften 
bleiben unberührt." 


14. § 75 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„Jährliche Meldebeiträge werden erhoben 
von Abfertigungsspediteuren sowie von Un- 
ternehmen, denen nach § 50 Satz 2 eine Be- 
förderungsbescheinigung oder nach § 52 
Abs. 4 eine Meldebestätigung erteilt ist." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt; 

„ (4) Geldbußen der Bundesanstalt als 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
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Widrigkeiten werden zur Kasse der Bundes- 
anstalt vereinnahmt." 


15. In § 76 Abs. 1 wird der letzte Satz gestrichen. 

16. Dem § 85 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Vorschriften des § 29 über die Buch- 
führungspflicht gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, daß der Unternehmer die Zweitschrif- 
ten seiner Rechnungen fünf Jahre nach Rech- 
nungsausstellung aufzubewahren hat." 

17. Nach § 87 werden folgende §§ 87 a und 87 b neu 
eingefügt: 

„§ 87 a 

(1) Die Bundesanstalt unterstützt die Erlaub- 
nisbehörde, soweit diese darüber zu wachen 
hat, daß der Unternehmer, der Güternahverkehr 
betreibt, der Spediteur und der Vermittler nach 
§§ 84 h, 32, außerdem alle anderen am Beförde- 
rungsvertrag Beteiligten, die ihnen nach diesem 
Gesetz obliegenden Pflichten erfüllen, vor allem, 
daß die Tarife und die Beförderungsbedingun- 
gen eingehalten werden, und daß Güternahver- 
kehr nicht ohne die erforderliche Erlaubnis be- 
trieben wird. Sie wird dabei durch Ermittlungen 
in Einzelfällen, insbesondere aufgrund von Hin- 
weisen der Erlaubnisbehörde, tätig. 

(2) Die Bundesanstalt hat ferner darüber zu 
wachen, daß die Rechtsvorschriften über 

1. die Beschäftigung und die Tätigkeiten des 
Fahrpersonals auf Kraftfahrzeugen, 

2. die Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße, 

3. die zulässigen Abmessungen sowie die zu- 
lässigen Achslasten und Gesamtgewichte von 
Kraftfahrzeugen und Anhängern 

eingehalten werden, soweit diese Überwachung 
im Rahmen der Maßnahmen nach § 55 Abs. 1 
Nr. 4 durdigeführt werden kann. 

(3) Die Vorschriften der §§ 55, 56 finden An- 
wendung. 

§ 87 b 

(1) Die Unternehmer, die Güternahverkehr 
betreiben, haben bei der Bundesanstalt ihr Un- 
ternehmen und auf Verlangen der Bundesan- 
stalt die im Güternahverkehr verwendeten 
Kraftfahrzeuge und Anhänger anzumelden. § 60 
Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

(2) Die Kosten der Bundesanstalt, die ihr 
durdi die Überwachung nach § 87 a und nach 
Absatz 1 dieser Vorschrift erwachsen, sind durch 
Umlagen bei den Unternehmern, die Güternah- 
verkehr betreiben, zu decken. Von den Unter- 
nehmen werden jährlich Meldebeiträge erhoben, 
§ 75 findet entsprechende Anwendung." 


18. In § 89 wird im ersten Halbsatz das Zitat „§§ 86 
bis 88" ersetzt durch das Zitat „§§ 86, 87 und 88". 

19. In § 89 a Nr. 1 wird folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„soweit die Einnahmen aus der Beförderung 
nicht mehr als ein Drittel des Gesamtumsatzes 
des landwirtschaftlichen Betriebes betragen,". 

20. § 97 e erhält folgende Fassung: 

„§ 97 e 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft die gemäß Artikel 4 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juli 1968 
über die Einführung eines Margentarifsystems 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 194 S. 1 vom 6. August 1968) 
festgesetzten oder geänderten Tarife durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates. Die §§ 20 a, 84 f finden keine Anwen- 
dung. Die Geltung der bereits nach §§ 20 a, 84 f 
erlassenen Tarife bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die durch wirksame Entscheidung der Kommis- 
sion oder des Rates nach Artikel 4 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juli 1968 
über die Einführung eines Margentarifsystems 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 194 S. 1 vom 6. August 1968) fest- 
gesetzten Tarife durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates." 

21. In § 98 Nr. 1 wird das Zitat „84 g und 89 b" er- 
setzt durch das Zitat „84 g, 89 b und 97 e". 

22. § 99 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden nach den Worten „der 
Genehmigung" die Worte „oder der Erlaub- 
nis" eingefügt. 

b) In Nummer 4 Buchstabe d wird das Zitat 
„§ 29" durch das Zitat „§§ 29, 85 Abs. 3" er- 
setzt. 

c) In Nummer 5 wird der Satzteil „als Unter- 
nehmer des Güterfern- oder -nahverkehrs 
oder in dessen Betrieb tätige Personen oder 
in Ausübung des Werkverkehrs" ersetzt 
durch den Satzteil „als an der Beförderung 
oder ihrer Abrechnung und Prüfung Beteilig- 
ter oder gesetzlich an den Tarif gebundener 
Dritter oder Vermittler von Ladegut oder 
Laderaum oder als in deren Geschäftsbetrieb 
tätige Person", das Zitat „der §§ 16, 22 a 
Abs. 2," ersetzt durch das Zitat „des § 22 a 
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Abs. 2, der" und nach dem Zitat „§§ 86," das 
Zitat „§ 87 a Abs. 3, § 87 b Abs. 1 Satz 1, §" 
eingefügt. 

23. § 99 a Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz wird das Zitat „Verord- 
nung EWG Nr. 1018/68 des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 19. Juli 1968 
über die Bildung eines Gemeinschaftskontin- 
gents für den Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 175 S. 13 und 
Nr. L 233 S. 6)" ersetzt durch das Zitat „Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2829/72 des Rates vom 
28. Dezember 1972 über das Gemeinschafts- 
kontingent für den Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
S. 16)". 

b) In Buchstabe f wird das Zitat „Artikel 3 
Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1224/68 
der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 9. August 1968 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 204 S. 1)" 
ersetzt durch das Zitat „Artikel 5 Abs. 1 der 
genannten Verordnung." 

c) In Buchstabe g wird das Zitat „Artikel 3 
Abs. 3 und Artikel 4 Abs. 1 bis 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1224/68", in Buchstabe h 
wird das Zitat „Artikel 4 Abs. 5 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1224/68" und in Buchstabe i 
wird das Zitat „Artikel 4 Abs. 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1224/68" jeweils durch das 
Zitat „Artikel 5 Abs. 1 der genannten Ver- 
ordnung" ersetzt. 

24. In § 100 Abs. 1 wird das Zitat „§ 54" durch 
das Zitat „§§ 54, 87 a" ersetzt. 

25. In § 102 a Abs. 1 wird das jeweilige Wort „In- 
land" ersetzt durch die Worte „Geltungsbereich 
des Gesetzes". 


26. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden im Einleitungssatz die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" 
gestrichen und nach der Nummer 3 folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. die Pflicht zur Einhaltung der Tarifvor- 
schriften dieses Gesetzes aufgehoben 


wird, soweit es sich um Beförderungs- 
fälle handelt, die in Artikel 16 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates 
vom 30. Juli 1968 über die Einführung 
eines Margentarifsystems im Güterkraft- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
genannt sind." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Rechtsverordnungen nach Absatz 3 
Nr. 1 bis 3 bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrates." 


27. § 107 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Soweit im Rahmen einer kommunalen Neu- 
gliederung selbständige Gemeinden aufhören zu 
bestehen oder in ihrem Gebietsstand geändert 
werden, wird die Landesregierung ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung anzuordnen, daß die 
bis zur Neugliederung bestehenden Gemeinden 
bis zu. sechs Jahren seit Wirksamwerden der 
Neugliederung weiterhin als Gemeinden im 
Sinne dieses Gesetzes mit dem Gebietsstand, 
den sie am Tage vor dem Wirksamwerden der 
Neugliederung hatten, gelten, längstens jedoch 
bis zur Bestimmung eines Ortsmittelpunktes für 
die neue Gemeinde." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


A r t i k e 1 3 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Güterkraftverkehrsgesetzes im 
Bundesgesetzblatt unter Beseitigung von ünstim- 
migkeiten des Wortlauts neu bekanntzumachen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Artikel 1 Nr. 5 ist jedoch auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1967 aus- 
geführt wurden. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 


Zu Nummer 1 

a) Zu § 2 Abs. 1 Satz 1 

Nach § 3 Abs. 1 ist Güterfernverkehr jede Be- 
förderung von Gütern mit einem Kraftfahrzeug 
für andere über die Grenzen der Nahzone hinaus 
oder außerhalb dieser Grenzen. Güternahverkehr 
ist die Beförderung innerhalb der Nahzone. Da- 
bei kann auf den Begriff „Gemeindebezirk" ver- 
zichtet werden. 

b) Zu § 2 Abs. 2 Satz 4 

Im Rahmen der kommunalen Neugliederung ent- 
stehen in zunehmendem Maße Gemeinden, die 
in ihrer Flächenausdehnung den Gemeinden mit 
mehr als 100 000 Einwohnern entsprechen. Ge- 
meinden mit einer Fläche von mehr als 100 km^ 
werden daher diesen Gemeinden gleichgestellt. 

c) Zu §2 Abs. 3 

Die- Vorschrift berücksichtigt die kommunale 
Neugliederung im Bundesgebiet. Für in ihrem 
Gebietsumfang geänderte oder neugebildete Ge- 
meinden können bis zu drei bezirkliche Orts- 
mittelpunkte bestimmt werden, wenn es für 
die befriedigende Verkehrsbedienung erforder- 
lich ist, um im Güternahverkehr bediente Ver- 
kehrsverbindungen aufrechtzuerhalten. Diese Re- 
gelung gilt nicht für Gemeinden mit mehr als 
100 000 Einwohnern oder mit einer Fläche von 
mehr als 100 km^; in diesen Fällen findet § 2 
Abs. 2 Satz 4 Anwendung. 

d) Zu §2 Abs. 4 

Eine Anhörung der Oberfinanzdirektionen vor 
der Bestimmung von Ortsmittelpunkten ist nach 
Wegfall der Straßengüterverkehr Steuer nicht 
mehr erforderlich. Die Landesregierungen können 
ihre Ermächtigung, bezirkliche Ortsmittelpunkte 
zu bestimmen, durch Rechts Verordnung auch auf 
die höheren Landes Verkehrsbehörden übertragen. 


Zu Nummer 2 

a) Zu § 6 Abs. 4 

Nach § 80 GüKG ist der Güternahverkehr mit 
Lastkraftwagen mit einer Nutzlast bis zu 750 kg 
nicht erlaubnispflichtig. Für diese Fahrzeuge kann 
auf die Erteilung einer formellen Standortbe- 
scheinigung verzichtet werden. Die Neuregelung 
schafft insoweit eine verwaltungsmäßige Erleich- 
terung. 


b) Zu §6 Abs. 5 

Ein vorübergehender Standort soll nicht nur be- 
stimmt werden können, wenn die Fahrzeuge für 
Beförderungen außerhalb der Nahzone, sondern 
auch über die Nahzone hinaus (Beladeort liegt 
innerhalb, Entladeort außerhalb der Nahzone) 
eingesetzt werden sollen. 

c) Zu § 6 Abs. 6 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Änderung 
von § 6 Abs. 4. 

Zu Nummer 3 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Änderung 
von § 6 Abs. 5. 

Zu Nummer 4 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist es Güterfern- 
verkehrsunternehmern untersagt, Güter für andere 
außerhalb der eigenen^ Nahzone auf Entfernungen 
von weniger als 50 km zu befördern. Diese Vor- 
schrift hat in der praktischen Anwendung keine Be- 
deutung erlangt und soll daher ersatzlos wegfallen. 
Beförderungen eines Güterfernverkehrsunterneh- 
mers über die Nahzone hinaus oder außerhalb der 
Nahzone sind Güterfernverkehr, unabhängig von 
der Länge der Beförderungsstrecke. Hieran wird 
sich auch nach Wegfall des § 16 nichts ändern. Diese 
Beförderungen sind daher genehmigungs- und tarif- 
pflichtig. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung des § 22, der als Beförderungsentgelt 
für den Güterfernverkehr Festentgelte oder Mindest- 
Höchstentgelte vorschreibt, dient der Anpassung an 
die in den letzten Jahren eingetretenen tarifpoliti- 
schen Neuerungen. Die Beförderungsentgelte im 
Güterkraftverkehr sind heute in der Regel Mindest- 
Höchstentgelte. Nur der Militärgütertarif ist noch als 
Festentgelt ausgestattet. Durch die Neufassung ist 
ferner gewährleistet, daß auch künftig Festtarife 
oder andere Tarifformen festgesetzt werden können. 

Zu Nummer 6 

Die Änderung erfolgt in Anpassung an das Umsatz- 
steuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. November 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1681). 
Durch dieses Gesetz ist das Beförderungsteuergesetz 
in der Fassung vom 13. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 366) aufgehoben worden (vgl. § 31 Abs. 1 Nr. 4 
UStG). Soweit die Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr im Tarifausgleichsverfahren nach § 23 GüKG 
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Frachtnadiforderungen des Unternehmers einzieht, 
soll dieser Fall umsatzsteuerlich ebenso behandelt 
werden, wie wenn der Fraditschuldner den Unter- 
schiedsbetrag an den Unternehmer gezahlt hätte. 
Die Bundesanstalt führt an Stelle des Unternehmers 
die in dem Unterschiedsbetrag enthaltene Umsatz- 
steuer ab; der Fraditsdiuldner ist aufgrund der 
Unterschiedsberechnung zum Vorsteuerabzug be- 
rechtigt, sofern die übrigen Voraussetzungen des 
§15 UStG vorliegen. 

Zu Nummer 7 

Der Satzteil ist mit Wegfall der Beförderung- und 
Straßengüterverkehrsteuer gegenstandslos gewor- 
den. 

Zu Nummer 8 

Die Beförderung in besonders eingerichteten Vor- 
führungswagen zum ausschließlichen Zweck der 
Werbung oder Belehrung ist nach § 1 Nr. 19 der 
Freistellungs-Verordnung GüKG vom 29. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1022), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 21. Juni 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 836), von den Bestimmungen des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes ausgenommen. Die Regelung in 
§ 48 Abs. 2 ist daher gegenstandslos und kann ge- 
strichen werden. 

Zu Nummer 9 

Mit dem Ziel, dem unechten Werkverkehr entgegen- 
zuwirken, ist eine der Voraussetzungen des zulässi- 
gen Werkverkehrs in § 48 Abs. 1 Nr. 1 GüKG, und 
zwar der Erwerb der beförderten Güter „zur Wieder- 
veräußerung" näher definiert worden. Liegen die 
Voraussetzung der Definition und auch die anderen 
Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, so 
gelten die Vorschriften für den gewerblichen Güter- 
kraftverkehr. 

Die Ergänzung des § 48 Abs. 1 Nr. 1 ist notwendig 
geworden, nachdem der Bundesgerichtshof durch Ur- 
teil vom 11. Februar 1972 dem bisherigen Vorgehen 
der Vefkehrsbehörden gegen sogenannte Fuhr- 
mannshändler, die nach Auffassung der Verwaltung 
unechten Werkverkehr betreiben, z. T, den Boden 
entzogen hat. 

Aufgrund dieser Rechtsprechung haben es Unter- 
nehmer des Güternah- und Güterfernverkehrs — bei 
entsprechender Vertragsgestaltung — vielfach in der 
Hand, die Beförderung von Gütern für andere als 
kontingent- und tariffrei erscheinen zu lassen. 

Durch die vorgesehene Ergänzung wird der Werk- 
verkehr nicht eingeschränkt, wenn den Beförderun- 
gen Handelsgeschäfte zugrunde liegen. Dies ist beim 
unechten Werkverkehr nicht der Fall. Beim unechten 
Werkverkehr wird häufig ein Güternah- oder Güter- 
fernverkehrsunternehmer als „Zwischenhändler" in 
die Handelsbeziehungen zwischen Produzent und Ab- 
nehmer einer Ware eingeschaltet, ohne daß dieser 
Zwischenhändler wirtschaftlich eine eigene Handels- 
tätigkeit entfaltet. Die eigentlichen Handelstätig- 
keiten, wie Aushandeln des Ein- und Verkaufs- 


preises, Gewinnung von Abnehmern für die Güter, 
Einziehen der Kaufpreisforderung usw. erfolgen zwi- 
schen Produzent und Abnehmer. Der „Zwischen- 
händler" hat die Güter lediglich vom Produzenten 
zum Empfänger zu befördern. Diese Beförderung ist 
nicht Folge eigener Handelstätigkeit des „Zwischen- 
händlers", sondern ist Güterbeförderung für an- 
dere. Die Duldung dieser Praxis würde zu einer 
Aushöhlung des Unterschiedes zwischen gewerb- 
lichem Verkehr und Werkverkehr führen. 


Zu Nummer 10 

a) Zu § 51 Abs. 1 

Redaktionelle Änderung in Anpassung an die 
Änderung des § 6 (vgl. Nummer 2). 

b) Zu §51 Abs, 2 

Ebenso wie für die im Güternahverkehr verwen- 
deten Lastkraftwagen mit einer Nutzlast bis zu 
750 kg kann für im Werkverkehr eingesetzte 
Lastkraftwagen mit einer Nutzlast bis zu 4 t 
und Zugmaschinen mit einer Leistung bis zu 
55 PS auf die Erteilung einer formellen Standort- 
bescheinigung verzichtet werden. Als Standort 
im Sinne des Güterkraftverkehrsgesetzes gilt der 
im Fahrzeugschein eingetragene regelmäßige 
Standort. Diese Regelung soll auch für Zug- 
maschinen, unbeschadet ihrer Leistung (PS) gelten, 
die für land- oder forstwirtschaftliche Betriebe 
ausschließlich im Werknahverkehr eingesetzt 
werden, und die nach § 2 Nr. 6 des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes in der Fassung vom 1. De- 
zember 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2209) von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit sind. 

c) Zu § 51 Abs. 3 

Redaktionelle Anpassung an den Wortlaut des 
§ 3 Abs. 1. 

Zu Nummer 11 

a) Zu § 54 Abs. 1 

Nach Wegfall der Beförderung- und Straßen- 
güterverkehrsteuer kann die Nummer 2 in § 54 
Abs. 1 gestrichen werden. 

b) Zu §54 Abs. 2 

Die Änderung des Zitats im Einleitungssatz von 
Absatz 2 ist durch die Änderung der Nummer 3 
dieses Absatzes bedingt. 

c) Zu § 54 Abs. 2 Nr. 3 

Nach der geltenden Fassung des § 54 Abs. 2 
Nr. 3 hat die Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr im Rahmen von Straßenkontrollen dar- 
über zu wachen, daß die Rechtsvorschriften über 
die Arbeitszeit der Kraftfahrzeugführer und Bei- 
fahrer eingehalten werden. Die Terminologie in 
§ 54 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a wird der Neu- 
fassung des Entwurfs eines Gesetzes über das 
Fahrpersonal von Kraftfahrzeugen und Schienen- 
fahrzeugen angepaßt. 
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Die Bundesanstalt soll künftig neben der Über- 
wachung der Arbeitszeitvorschriften im Rahmen 
ihrer Straßenkontrollen auch die Rechtsvorschrif- 
ten über die Beförderung gefährlicher Güter auf 
der Straße sowie über die zulässigen Abmessun- 
gen und die zulässigen Achslasten und Gesamt- 
gewichte von Kraftfahrzeugen und Anhängern 
überwachen. 

Die Erweiterung der Befugnisse der Bundes- 
anstalt zur Kontrolle der genannten Vorschriften 
dient vor allem der Erhöhung der Straßenver- 
kehrssicherheit. Die Überwachung dieser Be- 
stimmungen gewinnt aber auch zunehmende Be- 
deutung gegenüber dem Fahrpersonal auslän- 
discher Fahrzeuge. In diesem Bereich fällt der 
Bundesanstalt eine besondere Aufgabe zu, näm- 
lich durch ihre Kontrollen auch einen Beitrag 
zur Angleichung der Wettbewerbsbedingungen 
im internationalen Straßenverkehr zu leisten. Da 
die Kraftfahrzeuge und deren Fahrpersonal ohne- 
hin von der Bundesanstalt kontrolliert wer- 
den, ist die Erweiterung der Überwachungs- 
befugnisse durchaus zweckmäßig. Hierdurch wird 
das Recht der Länderpolizeibehörden auf Kon- 
trolle des technischen Zustandes der Fahrzeuge 
und der Vorschriften über die Beförderung ge- 
fährlicher Güter nicht berührt. Die Kontroll- 
befugnisse der Bundesanstalt stellen eine sinn- 
volle Ergänzung der Überwachungstätigkeit der 
Länderpolizeibehörden dar. 


Zu Nummer 12 

Anpassung des Zitates in § 55 Abs. 3 an die Ände- 
rung in § 54 Abs. 2 Nr. 3. 


Zu Nummer 13 

Nach der bisherigen Rechtslage können Kontrol- 
leure der Bundesanstalt bei Straßenkontrollen zwar 
Zuwiderhandlungen z. B. gegen Vorschriften über 
die Lenkzeit der Kraftfahrzeugführer und Beifahrer 
erfassen und einer Ahndung zuführen; nach der 
Kontrolle können Fahrzeugführer, die die Lenkzei- 
ten erheblich überschritten haben, an der Weiter- 
fahrt jedoch nicht gehindert werden, übermüdete 
Kraftfahrzeugführer stellen bei der Fortsetzung 
ihrer Fahrt jedoch eine erhebliche Verkehrsgefähr- 
dung dar. Die von solchen Zuwiderhandlungen aus- 
gehenden allgemeinen Gefahren für die Straßen- 
verkehrsicherheit können nur wirksam unterbunden 
werden, wenn der Fahrzeugführer und/oder das 
Fahrzeug an der Weiterfahrt gehindert wird. 

Das GüKG bietet keine Möglichkeit, einem Fahr- 
zeugführer z. B. bei erheblicher Überschreitung der 
Lenkzeit die Weiterfahrt zu untersagen. 

Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit erscheint es 
daher zweckmäßig, den Kontrolleuren der Bundes- 
anstalt das Recht einzuräumen, Fahrzeugführer oder 
Fahrzeug an der Weiterfahrt zu hindern, wenn 
durch die Fortsetzung der Fahrt eine Gefährdung des 
Straßenverkehrs (z. B. durch übermüdete Fahrzeug- 
führer oder überladene Fahrzeuge) eintreten würde. 


Eine solche Befugnis gewinnt auch zunehmend Be- 
deutung im Hinblick auf die Kontrolle ausländischer 
' Fahrzeuge und des ausländischen Fahrpersonals. In 
diesem Bereich fällt der Bundesanstalt durch ihre 
Kontrolle die Aufgabe zu, auch einen Beitrag zur 
Angleichung der Wettbewerbsbedingungen zu lei- 
sten. 

Unmittelbare Maßnahmen gegen Fahrzeug und 
Fahrzeugführer könnten aufgrund dieses Gesetzes 
lediglich bei einer konkreten Gefährdung eines be- 
stimmten Rechtsgutes oder bei Verletzung einer 
Strafnorm ergriffen werden. In den genannten Fäl- 
len handelt es sich durchweg um Ordnungswidrig- 
keitenunrecht. 

Durch den Gesetzeswortlaut wird gewährleistet, daß 
den Beamten der Länderpolizei, die bei der Kon- 
trolle mitwirken, die Aufgabe der Störungsbesei- 
tigung und Gefahrenabwehr in erster Linie zusteht. 
Es handelt sich also nur um eine subsidiäre Zustän- 
digkeit der Bundesanstalt. Erst wenn die Bundes- 
anstalt bei der Kontrolle feststelle, daß durch die 
Fortsetzung einer Fahrt schwerwiegende Zuwider- 
handlungen z. B. gegen die Sozialvorschriften fort- 
gesetzt würden, soll sie — falls Polizei nicht zur 
Verfügung steht — Fahrer oder Fahrzeug an der 
Weiterfahrt hindern dürfen. 

Der Absatz 2 bringt zum Ausdruck, daß die übrigen 
Befugnisse der Bundesanstalt insbesondere aus dem 
Verwaltungs- Vollstreckungsgesetz und dem Gesetz 
über den unmittelbaren Zwang bei der Ausübung 
öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bun- 
des unberührt bleiben. 


Zu Nummer 14 

a) Zu § 75 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 

Voraussetzung für die Erhebung eines Melde- 
beitrages soll künftig die von der Bundesanstalt 
erteilte Beförderungsbescheinigung oder Melde- 
bestätigung sein. Es soll also nicht mehr not- 
wendig sein, daß das Unternehmen das Kraft- 
fahrzeug, für das die Beförderungsbescheinigung 
oder Meldebestätigung erteilt ist, auch tatsäch- 
lich im Werkfernverkehr einsetzt. Diese Rege- 
lung ist angebracht, da der Verwaltungs auf wand 
der Bundesanstalt durch den entsprechenden 
Antrag des Unternehmers ausgelöst ist. Will das 
Unternehmen dem Meldebeitrag für das folgende 
Kalenderjahr entgehen, so kann es die Beförde- 
rungsbescheinigung oder die Meldebestätigung 
rechtzeitig zurückgeben. 

b) Zu §75 Abs, 4 

Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
(BAG) ist nach § 102 a GÜKG und § 5 Abs. 3 
des Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßen- 
verkehr Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz 
(OWiG). Nach § 90 Abs. 2 OWiG fließen die ver- 
einnahmten Geldbußen in die Bundeskasse. Da 
der BAG insbesondere bei der Bearbeitung der 
Bußgeldverfahren gegen Auswärtige erhebliche 
Personalkosten entstehen, sollen die Geldbußen 
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dem Haushalt der BAG zugute kommen. Diese 
Einnahmen werden alsdann bei der Festsetzung 
der Umlagen und Meldbeiträge berücksichtigt 
(vgl. § 75 Abs. 3 Satz 2). 

Zu Nummer 15 

Nach dem Wegfall der Beförderung- und Straßen- 
güterverkehrsteuer ist die Beteiligung des Bundes- 
ministers der Finanzen an der Aufsicht über die 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr nicht mehr 
erforderlich. § 54 Abs. 1 Nr. 2 ist daher gegenstands- 
los geworden (vgl. zu Nummer 7 und zu Num- 
mer 11 a). 

Zu Nummer 16 

Unternehmer des Güternahverkehrs sollen ebenso 
wie Unternehmer des Güterfernverkehrs Bücher 
führen und in diesen die Beförderungsgeschäfte, 
insbesondere das Beförderungsentgelt, nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersicht- 
lich machen. Die Buchführung soll den Unterneh- 
mern zuverlässige Daten für die Beurteilung der 
eigenen wirtschaftlichen und wettbewerblichen Lage 
liefern. Hierdurch wird auch ein Beitrag zur wirt- 
schaftlichen Konsolidierung des Güternahverkehrs- 
gewerbes geleistet. 

Die Kriterien einer ordnungsgemäßen Buchführung 
werden in der Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift 
zum Güterkraftverkehrsgesetz aufgeführt. 

Zu Nummer 17 

Zu § 87 a 

Staatlich verordnete Tarife im Güternahverkehr sind 
nur sinnvoll, wenn sie von den am Beförderungs- 
vertrag Beteiligten auch beachtet werden. Nach der 
derzeitigen Regelung ist in einigen Landessonder- 
tarifen eine Nachprüfung der Abrechnung über eine 
Abrechnungsstelle vorgesehen. Die Erfahrungen 
hiermit haben jedoch ergeben, daß eine Nachprü- 
fung der Rechnungen allein kein wirksames Mittel 
der Tarifüberwachung darstellt. Zwar gelingt es, 
im Rahmen der Überprüfung Abrechnungsfehler 
festzustellen, die auch zu einer Nachzahlung von 
Beförderungsentgelt führen können. Soweit aber 
die Rechnungen in sich schlüssig sind, werden Mani- 
pulationen des Beförderungsentgelts nicht entdeckt. 
Durch eine rein rechnerische Kontrolle läßt sich nicht 
feststellen, ob die Grundlagen der Frachtberechnung 
— z. B. Gewicht, Zahl der Beförderungs Vorgänge, 
Entfernung — mit den tatsächlichen Gegebenheiten 
übereinstimmen. Ferner läßt sich auf diesem Wege 
nicht feststellen, ob die ausgerechneten Frachten 
auch bezahlt werden oder Rückvergütungen Vor- 
kommen. 

Eine Verbesserung der Tarifüberwachung im Güter- 
nahverkehr läßt sich nur erreichen durch eine Über- 
prüfung der tatsächlichen Verhältnisse an Ort und 
Stelle, z. B. durch Straßenkontrollen oder Betriebs- 
prüfungen. Hinzu kommt, daß die für die Über- 
wachung zuständigen unteren Verkehrsbehörden 


personell weitgehend nicht in der Lage sind, aus- 
reichende Kontroll- und Ahndungsmaßnahmen 
durchzuführen. 

Für die zusätzlichen Maßnahmen ist die Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr am besten ge- 
eignet. Die Bundesanstalt verfügt bereits über um- 
fangreiche Erfahrungen durch die Überwachung des 
Güterfernverkehrs. 

Zur Verbesserung der Tarifüberwachung im Güter- 
nahverkehr ist es nicht notwendig, das lückenlose 
Tarifüberwachungssystem für den Güterfernverkehr 
auf den Güternahverkehr zu übertragen. Der Auf- 
wand wäre angesichts der Vielzahl der Unterneh- 
men und Beförderungsfälle auch viel zu groß. 

Ausreichend erscheint eine vereinfachte Form der 
Tarifüberwachung als eine Art Mißbrauchsaufsicht. 
Die Bundesanstalt hat damit die Möglichkeit, mit 
ihren Kontrollen schwerpunktmäßig — auf Anfor- 
derung der unteren Verkehrsbehörde, auf Anzeige 
oder initiativ, wobei die Anforderungen der unteren 
Verkehrsbehörde den Vorrang haben — vorzu- 
gehen. 

Es ist nicht daran gedacht, daß die Bundesanstalt 
permanent die Vorlage von Unterlagen von den 
Unternehmern des Güternahverkehrs verlangen 
kann, wie dies in § 58 Güterkraftverkehrsgesetz für 
die Unternehmer des Güterfernverkehrs vorge- 
schrieben ist. Es reicht daher aus, ihr zur Verwirk- 
lichung ihres Überwachungsauftrages die Befugnisse 
entsprechend §§ 55, 56 GüKG einzuräumen. Danach 
kann sie im Einzelfall durch ihre Beauftragten die 
erforderlichen Ermittlungen bei den am Beförde- 
rungsvertrag Beteiligten durchführen sowie Einsicht 
in die Bücher und Geschäftspapiere der Betroffenen 
nehmen. Ferner kann sie über alle Tatsachen Aus- 
kunft verlangen, die für die Durchführung der 
Überwachung von Bedeutung sind. Diese Vorschrif- 
ten geben der Bundesanstalt jedoch nicht das Recht, 
permanent die Vorlage von Unterlagen von sämt- 
lichen Unternehmern des Güternahverkehrs zu ver- 
langen. 

Die Regelung des § 84, wonach im Tarif die Abrech- 
nung oder die Nachprüfung der Abrechnung über 
eine Abrechnungsstelle angeordnet werden können, 
bleibt hiervon unberührt. Es erscheint auch nicht 
notwendig, ein Verfahren entsprechend § 23 GüKG 
(Tarifausgleich bei tarifwidrig vereinbarten und ge- 
zahlten Beförderungsentgelten) für den Nahver- 
kehr einzuführen. Feststellungen der Abrechnungs- 
stellen sowie der Bundesanstalt werden an die zu- 
ständigen unteren Verkehrsbehörden übermittelt, 
deren Befugnisse als Überwachungsbehörde, und 
zwar als Aufsichtsbehörde nach § 87 und Bußgeld- 
behörde nach § 102, unberührt bleiben. Aufgrund 
der Ermittlungsberichte und der Bußgeldanträge 
der Bundesanstalt werden die unteren Verkehrs- 
behörden in die Lage versetzt, wirksamer als bisher 
die Tarifverstöße zu ahnden. 

Zu § 87 b 

Der zusätzliche Aufwand der Bundesanstalt muß 
nach dem Kostenverursachungsprinzip von den 
Unternehmern des Güternahverkehrs getragen wer- 
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den. Hierzu ist erforderlich, daß der Unternehmer 
des Güternahverkehrs sein Unternehmen bei der 
Bundesanstalt anmeldet und zu einer Umlage heran- 
gezogen wird. Hierdurch wird zugleich eine Erfas- 
sung der Unternehmen des Güternahverkehrs er- 
reicht. Eine Anmeldung der Fahrzeuge ist nur auf 
Verlangen der Bundesanstalt vorgesehen. 

Zu Nummer 18 

Der Güternahverkehr der Deutschen Bundesbahn 
soll ebenso wie ihr Güterfernverkehr (§ 46 GüKG) 
der Uberwadiung der Bundesanstalt nach §§ 54, 55 
GüKG unterliegen. Dies berücksichtigt die Ände- 
rung des Zitats in § 89 erster Halbsatz. 

Zu Nummer 19 

Durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes vom 8. Juni 1964 wurde den- 
jenigen Landwirten, die gegen Entgelt Milch be- 
fördern, im Rahmen des § 89 a Nr. 1 eine Recht- 
stellung gewährt, die der vorher geltenden Nach- 
barschaftshilferegelung wirtschaftlich gleichwertig 
ist. Die Absicht des Gesetzgebers bei der Einführung 
dieser Vorschrift war, daß Landwirte bei der Milch- 
beförderung für andere nicht zu gewerblichen Be- 
trieben werden sollten, wie es sich nach dem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. April 1962 
(vgl. BVerwGE 14, 125) weitgehend ergab. In der 
Folgezeit entstanden jedoch Sdiwierigkeiten bei der 
Auslegung des Begriffs „durch landwirtschaftliche 
Betriebe". Die Verwaltungspraxis griff hierbei auf 
das Gewerbesteuerrecht zurück. Betragen die Ein- 
nahmen aus der Fuhrtätigkeit mehr als ein Drittel 
des Gesamtumsatzes des landwirtschaftlichen Be- 
triebes, so ist die Milchbeförderung nach den Ge- 
werbesteuer-Richtlinien in der Regel als eine ge- 
werbliche Tätigkeit und nicht als die eines land- 
wirtschaftlichen Nebenbetriebes anzusehen. Die 
Rechtsprechung hat eine solche Auslegung ohne 
nähere gesetzliche Regelung jedoch für unzulässig 
erklärt. Durch die Gesetzesänderung soll die bis- 
herige Auslegung der Verkehrsbehörden gesetzlich 
fixiert werden. 


Zu Nummer 20 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates 
vom 30. Juli 1968 werden die bilateralen Margen- 
tarife von den unmittelbar beteiligten Mitglied- 
staaten im gegenseitigen Einvernehmen festgesetzt 
oder geändert. Jeder Mitgliedstaat setzt die Tarife 
binnen zwei Monaten nach Abschluß der Verhand- 
lungen in Kraft. Dieses Rechtsetzungsverfahren er- 
folgt nach nationalem Recht; in der Bundesrepublik 
werden die Tarife entsprechend den Bestimmungen 
der §§ 20 a, 84 f durch Tarifkommissionen (Güter- 
nahverkehr, Güterfernverkehr oder Möbelverkehr) 
festgesetzt, die dann der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Verkehr bedürfen und durch Rechts- 
verordnung erlassen werden. Dieses Verfahren hat 
sich in der Praxis als schwerfällig und zeitraubend 
erwiesen. Es erscheint auch nicht sinnvoll, Tarif- 


kommissionen über die Festsetzung noch einmal 
entscheiden zu lassen, obwohl über den Inhalt der 
Tarife bzw. der Tarifänderungen bereits in den Re- 
gierungsverhandlungen Einvernehmen erzielt wor- 
den ist. Diese Verhandlungen werden auch regel- 
mäßig erst nach vorheriger Abstimmung bzw. An- 
hörung der betroffenen Verbände geführt. An dieser 
Praxis wird sich durch die vorgesehene Neufassung 
des § 97 e auch künftig nichts ändern. 

Zu Nummer 21 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung des 
§ 97 e (vgl. zu Nummer 20). ^ 

Zu Nummer 22 

a) Zu § 99 Abs, 1 Nr. 3 

Nach § 80 Satz 2 Halbsatz 2 kann die Erlaubnis 
für den Güternahverkehr auf Antrag des Unter- 
nehmers auf bestimmte Beförderungsfälle be- 
schränkt werden. Die Vorschrift ist durch das 
Sechste Gesetz zur Änderung des GüKG vom 
26. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 399) einge- 
führt worden. 

Es hat sich als notwendig erwiesen, den Fall, 
daß der Unternehmer sich nicht an die Beschrän- 
kung seiner Erlaubnis hält, als Ordnungswidrig- 
keitentatbestand in § 99 Abs. 1 Nr. 3 aufzuneh- 
men. 

b) Zu § 99 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe d 

Eine Zuwiderhandlung gegen die Pflicht zur 
Führung und Aufbewahrung von Büchern und 
Rechnungen durch Unternehmen des Güternah- 
verkehrs ist als Ordnungswidrigkeit in § 99 
Abs. 1 Nr. 4 aufzunehmen. 

c) Zu § 99 Abs. 1 Nr. 5 

Nach derzeitiger Rechtslage ist eine Zuwider- 
handlung gegen § 55 Abs. 1 und 2 GüKG nur 
dann mit Bußgeld bedroht, wenn sie einen 
Unternehmer des Güterfernverkehrs und des 
Güternahverkehrs oder eine bei dessen Betrieb 
tätige Person oder ein Unternehmen des Werk- 
verkehrs betrifft. Verweigert z. B. der Auftrag- 
geber eines Beförderungsauftrages die Einsicht- 
nahme in seine Bücher und Unterlagen, so ist 
dieses Verhalten nicht als Ordnungswidrigkeit 
mit Bußgeld bedroht. Zur Kontrolle und Nach- 
prüfung der Tarif einhaltung sind jedoch nicht nur 
die Unternehmer verpflichtet, sondern alle an 
der Beförderung und Abrechnung Beteiligten. 
Eine unterschiedliche Behandlung der Unterneh- 
men des Güterfern- und -nahverkehrs einerseits 
und z. B. der Abfertigungsspediteure anderer- 
seits ist nicht gerechtfertigt. Die neue Formulie- 
rung entspricht dem § 55 und erfaßt den Per- 
sonenkreis, der auch in § 55 GüKG der Tarif- 
überwachung unterliegt. 

Die Änderung des Zitats in § 99 Abs. 1 Nr. 5 
ergibt sich aus der Einführung der Überwachung 
des Güternahverkehrs (vgl. zu Nummer 17). 
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Zu Nummer 23 a bis c 

An die Stelle der Verordnung (EWG) Nr. 1018/68 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
19, Juli 1968 über die Bildung eines Gemeinschafts- 
kontingents für den Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 175 S. 13 und Nr. L233 S. 6) 
und der Verordnung (EWG) Nr. 1224/68 der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften vom 
9. August 1968 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 204 S. 1) ist die Verordnung 
(EWG) Nr. 2829/72 des Rates vom 28. Dezember 
1972 über das Gemeinschaftskontingent für den 
Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 298 S. 16) getreten. Die Bußgeldvorschriften, die 
nicht nur auf deutsche Unternehmer des Güterfern-, 
des Güternah- und des Werkverkehrs Anwendung 
finden, sondern auch auf Unternehmen der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, 
müssen der Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 ange- 
paßt werden. 

Zu Nummer 24 

Redaktionelle Anpassung an die Einführung des 
§ 87 a GüKG. 

Zu Nummer 25 

Durch diese Änderung wird der Text der Termino- 
logie in § 6 b angepaßt. 

Zu Nummer 26 a und b 

Nach § 103 Abs. 3 kann der Bundesminister für 
Verkehr auf dem Gebiete des grenzüberschreiten- 
den Güterkraftverkehrs und des Durchgangsver- 
kehrs sowie des grenzüberschreitenden kombinier- 
ten Verkehrs (§ 3 Abs. 2) zur Ordnung dieser Ver- 
kehre und zur Durchführung internationaler Abkom- 
men sowie von Verordnungen, Entscheidungen und 
Richtlinien des Rates und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften durch Rechts Verordnung 
Vorschriften erlassen, durch die für diese Verkehre 
u. a. die Genehmigungspflicht und die Pflicht zur Ein- 
haltung anderer Ordnungsvorschriften dieses Geset- 
zes anders als im Güterkraftverkehrsgesetz geregelt 
werden. In diesem Rahmen soll der Bundesminister 
für Verkehr eine Ermächtigung zum Erlaß von Rechts- 


verordnungen erhalten, durch die die Pflicht zur 
Einhaltung der Vorschriften über den Tarif (§§ 20 
bis 24 GüKG) aufgehoben werden kann, soweit es 
sich um Beförderungsfälle handelt, die in Artikel 16 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Margen- 
tarifsystems im grenzüberschreitenden Güterkraft- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten genannt sind. 
Eine solche Ermächtigung erscheint notwendig, um 
die in Artikel 16 der EWG- Verordnung auf gezählte 
Beförderungsfälle, die wegen ihrer geringen Be- 
deutung dem EG-Margentarifsystem nicht unterlie- 
gen, bei Bedarf auch vom innerstaatlichen Tarif frei- 
steilen zu können. 


Zu Nummer 27 

Diese Übergangsvorschrift soll neben der erweiter- 
ten Vorschrift des § 2 GüKG (vgl. Nummer 1) fort- 
gelten. Damit können die Verkehrsbehörden die Be- 
stimmung eines neuen Ortsmittelpunktes für die 
neue Gemeinde durchführen, ohne unter Zeitdruck 
zu geraten. Das Verkehrsgewerbe hat ausreichend 
Zeit, sich auf die neue Lage einzustellen. 

Zu Artikel 2 

Berlin-Klausel, 


Zu Artikel 3 

Eine Neubekanntmachung erscheint wegen der zahl- 
reichen Änderungen zweckmäßig. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschriften über die umsatzsteuerliche Behand- 
lung der von der Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr im Tarif ausgleichsverfahren nach § 23 
GüKG eingezogenen Frachtnachforderungen des 
Unternehmers finden rückwirkend auf alle Umsätze 
Anwendung, die seit dem L Januar 1968, d. h. seit 
dem Inkrafttreten des geltenden Umsatzsteuergeset- 
zes (Mehrwertsteuer) ausgeführt wurden. 

Bund, Länder und Gemeinden werden bei der 
Durchführung des Gesetzes nicht mit Kosten be- 
lastet. 

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf das allge- 
meine Preisniveau. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder und mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der qualifizierten Mehrheit 
des Bundestages, weil die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr einen eigenen Unterbau be- 
sitzt und daher die Übertragung neuer Aufgaben 
nur unter den Voraussetzungen des Artikels 87 
Abs. 3 Satz 2 GG zulässig ist. Die Eingangsworte 
sind entsprechend dieser Vorschrift zu fassen. 


2, Artikel 1 neue Nr. 3 a (§ 14) 

Nach Nummer 3 ist folgende Nummer 3 a einzu- 
fügen: 

„3 a. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,(2) Hat ein Unternehmen im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes keinen Sitz, so ent- 
scheidet diejenige höhere Landes verkehrs- 
behörde, in deren Bezirk der Beladeort 
liegt.'" 

Begründung 

Die Änderung entspricht einem Bedürfnis der 
Praxis. Bei der Entscheidung über den Genehmi- 
gungsantrag eines Unternehmens, das im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes keinen Sitz hat, 
wird es u. a. auch darauf ankommen, ob solche 
Transporte nicht von ortsansässigen Unterneh- 
men durchgeführt werden können. Die besonde- 
ren Verkehrsverhältnisse am Beladeort sind bei 
der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
zu berücksichtigen. Uber diese Fragen kann 
zweckmäßigerweise am besten diejenige Geneh- 
migungsbehörde entscheiden, in deren Bezirk der 
Beladeort liegt. Deshalb sollte diese Behörde für 
die Entscheiclung über den Genehmigungsantrag 
zuständig sein. Im übrigen paßt sich der Wortlaut 
der üblichen Terminologie des Gesetzes an. 


3. Artikel 1 Nr. 13 (§ 56) 

Nummer 13 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Zuweisung umfassender Befugnisse für Maß- 
nahmen der Störungsbeseitigung und der Göfah- 
renabwehr an die Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr widerspricht der klaren verfassungs- 
rechtlichen Zuständigkeitsverteilung zwischen 


Bund und Ländern. Soweit die Bundesanstalt für 
den Güterfernverkehr die Befugnis erhält, regelnd 
in den fließenden Verkehr einzugreifen, bestehen 
darüber hinaus aus Gründen der Verkehrssicher- 
heit erhebliche Bedenken. Ein Bedürfnis für die 
vorgesehene Ausweitung der Befugnisse der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr besteht nicht. 

4. Artikel 1 Nr. 17 (§ 87 a) 

a) Absatz 1 letzter Satz ist wie folgt zu fassen: 

„Sie wird dabei durch Ermittlung in Einzel- 
fällen auf Veranlassung der Erlaubnisbehörde 
tätig." 

Begründung 

Es erscheint mit der in § 52 GüKG umrissenen 
Aufgabenstellung der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr schwer vereinbar, der BAG 
nunmehr eine über die Unterstützung der Er- 
laubnisbehörden hinausgehende eigene Zu- 
ständigkeit im Bereich des Güternahverkehrs 
einzuräumen. Eine solche konkurrierende Ver- 
waltungszuständigkeit erscheint sowohl vom 
grundsätzlichen Standpunkt der Zuständig- 
keitsverteilung zwischen Bund und Ländern 
beim Gesetzesvollzug als auch vom fachlichen 
Standpunkt aus bedenklich. Für sie besteht 
auch verkehrspolitisch kein Bedürfnis. 

b) In Absatz 2 sind nach den Worten „hat ferner" 
die Worte „ — hinsichtlich Nummer 1 im Zu- 
sammenwirken mit den Gewerbeaufsichts- 
ämtern — " einzufügen. 

Begründung 

Anpassung an die Regelung für den Fernver- 
kehr (§ 54 Abs. 2 GüKG). 

5. Artikel 1 Nr. 19 (§ 89 a) 

Nummer 19 ist wie folgt zu fassen: 

„19. § 89 a wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung; 

,1. die Beförderung von Milch und Milch- 
erzeugnissen für andere zwischen land- 
wirtschaftlichen Betrieben, Milchsam- 
melstellen und Molkereien durch land- 
wirtschaftliche Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in der Fassung 
vom 14. September 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1449) mit eigenen oder von 
ihnen auf Abzahlung gekauften Kraft- 
fahrzeugen und Anhängern,'. 
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b) In Nummer 2 werden die Worte ,im Rah- 
men der Nachbarschaftshilfe' durch die 
Worte ,ini Rahmen der überbetrieblichen 
Zusammenarbeit' ersetzt." 

Begründung 

§ 89 a Nr. 1 ist durch das Änderungsgesetz zum 
Güterkraftverkehrsgesetz vom 8. Juni 1964 ein- 
gefügt worden, um mildibefördernde Landwirte 
in verkehrsungünstigen Gebieten nicht durch die 
Milchbeförderung zu gewerblichen Betrieben wer- 
den zu lassen. In Gebieten mit günstiger Ver- 
kehrslage und guter Agrarstruktur wird die Milch 
weitgehend durch Milchsammeltankwagen in der 
Hand von Molkereien oder gewerblichen Fuhr- 
unternehmen befördert. Die Abfuhr durch Land- 
wirte, die in der Regel eine Abfuhr von Kannen 
mit Zugmaschinen bedeutet, hat sich beschränkt 
auf ungünstige Gebiete, wie z. B. Teile Schleswig- 
Holsteins, Oldenburg, Mittelgebirgslagen wie 
Schwarzwald, Rhön, Alpen usw. In diesen Ge- 
bieten ist die Tankwagenabfuhr kaum möglich 
wegen der ungünstigen Straßen-, Gelände- und 
Siedlungsverhältnisse. Zudem sind in vielen Fäl- 
len hier gewerbliche Fuhrleute entweder nicht 
vorhanden oder nicht bereit und in der Lage, zu 
den gebotenen Bedingungen die geringen Milch- 
mengen abzufahren. Daher darf die Milchabfuhr 
durch Landwirte als Notlösung für bestimmte 
Problemgebiete nicht erschwert werden. Dies 


wäre jedoch der Fall durch die im Gesetzentwurf 
vorgeschlagene Einschränkung. 

Das in der Änderung zugrunde gelegte Ab- 
grenzungskriterium der Zugehörigkeit zur land- 
wirtschaftlichen Alterskasse dürfte den Kreis d-er 
zu begünstigenden „echten" Landwirte von den- 
jenigen Milchfahrern, die keine echte landwirt- 
schaftliche Tätigkeit aufweisen, ausreichend ab- 
grenzen. 

Die Auslegung des Begriffs Nachbarschaftshilfe in 
Kommentaren und auch in den Gemeinsamen 
Richtlinien des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und des Bundesmini- 
sters für Verkehr zur Nachbarschaftshilfe (§ 89 a 
Nr. 2 GüKG) vom 10. August 1966 (Bundesanzei- 
ger 152 vom 17. August 1966) hat sich für heutige 
Verhältnisse zu eng erwiesen. Dies beweisen 
mehrere Prozesse und Gerichtsurteile aus der 
jüngsten Vergangenheit. Die bereits weit ver- 
breitete und noch zunehmende Arbeit in Maschi- 
nenringen, die auch staatlicherseits gefördert 
wird, kann vielfach nicht mehr unter den Begriff 
der Nachbarschaftshilfe gefaßt werden, weil die 
Tätigkeit in den Maschinenringen in der Regel 
zumindest nach dem Kostendeckungsprinzip aus- 
geübt wird und vielfach die geforderte nachbar- 
liche Nähe der Maschinenringmitglieder nicht 
mehr gegeben ist. Eine bloße Änderung der Ge- 
meinsamen Richtlinien erscheint nicht genügend 
im Hinblick auf vorliegende Gerichtsurteile. Da- 
her ist es zwingend geboten, andere Abgren- 
zungskriterien festzulegen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 
des Bundesrates 


Zu Nummer 1 (Eingangsworte) 

Dem Änderungsvorschlag wird widersprochen. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
es sich bei den Außenstellen der Bundesanstalt für 
den (Güterfernverkehr nicht um Mittel- oder Unter- 
behörden im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
handelt. Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
bildet, wie sich aus § 53 Abs. 3 Güterkraftverkehrs- 
gesetz ergibt, zusammen mit ihren Außenstellen 
eine einzige Bundesanstalt. Die Voraussetzungen 
des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG sind aus diesem 
Grunde nicht gegeben. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 neue Nr. 3 a — § 14) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 13 — § 56) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 17 — § 87 a) 

Zu a) 

Der Änderung wird widersprochen. Die Verwirk- 
lichung des Vorschlages des Bundesrates würde an 
dem bisherigen unbefriedigenden Zustand auf dem 
Gebiet der Tarifüberwachung des Güternahverkehrs 
in der Praxis nichts ändern. 

Aus der Begründung des Bundesrates zu dem Ände- 
rungsvorschlag ist zu entnehmen, daß die Bundes- 
anstalt keine eigene Zuständigkeit zur Ermittlung 
gegen Güternahverkehrsunternehmen erhalten soll. 
Die auf Veranlassung der Erlaübnisbehörde durch 
die Bundesanstalt durchgeführten Straßenkontrollen 
oder Betriebsprüfungen wären somit Amtshilfe für 
die Erlaubnisbehörde. Eine Verbesserung der Tarif- 
überwachung läßt sich hierdurch jedoch nicht er- 
reichen: 

1. Die Einschaltung der Bundesanstalt in die Tarif- 
überwachung des Güternahverkehrs ist nur sinn- 
voll und vertretbar, wenn die Überwachungs- 
maßnahmen einigermaßen effektiv sind. Dies 
setzt voraus, daß sie für die Überwachung des 
Güternahverkehrs zusätzlich Personal einstellen 
kann. Nach § 75 Abs. 1 Satz 1 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes (GüKG) sind die Kosten der Bun- 
desanstalt durch Umlagen zu decken. Dieser 
Grundsatz gilt jedoch nur für solche Aufgaben, 
die die Bundesanstalt in eigener Zuständigkeit 
erledigt. Dabei haben nach dem Kostenverursa- 
chungsprinzip die verschiedenen Kostenträger 
(Güterfernverkehr, Werkfernverkehr, Abferti- 


gungsspediteur, DB) die von ihnen verursach- 
ten Kosten zu tragen (vgl. OVG Münster, Urteil 
vom 28. Juni 1961, Verkehrsblatt 1962 S. 63). 
Soweit die Bundesanstalt im Auftrag und auf Er- 
suchen anderer Behörden tätig wird, sind ihr die 
hierdurch entstehenden Kosten von der Behörde 
zu erstatten, in deren Auftrag Ermittlungen 
durchgeführt werden. So ist z. B. im § 54 Abs. 3 
des Güterkraftverkehrsgesetzes vorgesehen, daß 
die Bundesanstalt auf Anforderung der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen bei der Überwachung 
des gewerblichen Binnenschiffsverkehrs nur ge- 
gen Erstattung der ihr dadurch entstehenden 
Kosten mitzuwirken hat. Im Falle einer Amts- 
hilfe für die Erlaubnisbehörden hätte somit diese 
die der Bundesanstalt entstehenden tatsächlichen 
Kosten zu erstatten. 

Man könnte zwar daran denken, auch dann alle 
Güternahverkehrsunternehmen pauschal zu einer 
Umlage heranzuziehen, um die Kosten der Bun- 
desanstalt abzudecken, die ihr in Durchführung 
von Amtshilfeersuchen der Erlaubnisbehörden 
entstehen. Das stünde jedoch mit dem oben 
erwähnten Grundsatz in Widerspruch, wonach 
eine Kostendeckung durch Umlage nur für ei- 
gene Aufgaben der BAG zulässig ist. 

Hinzu kommt, daß die Höhe der Umlage gemäß 
§ 75 Abs, 3 GüKG nach den tatsächlich entste- 
henden Kosten zu bemessen ist. über die Höhe 
der Umlage beschließt gemäß § 63 GüKG der 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt. Nach der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Regelung würde 
die Höhe der Umlage aber von Umfang und Zahl 
der Ermittlungsaufträge abhängen und damit 
letztlich im Ermessen der Erlaubnisbehörden 
stehen. 

Der Vorschlag des Bundesrates führt somit 
zwangsläufig dazu, daß die Vorschrift über die 
Umlagenerhebung nach Artikel 1 Nr. 17 — § 87 b 
— des Regierungsentwurfs gegenstandslos wird 
und gestrichen werden müßte. 

Ferner ist folgendes zu beachten: Straßenkon- 
trollen, Betriebsprüfungen sowie sonstige Über- 
wachungsmaßnahmen werden von den Außen- 
stellen der Bundesanstalt durchgeführt. Selbst 
wenn insgesamt eine bestimmte Zahl von Ermitt- 
lungsaufträgen jährlich bei der Bundesanstalt 
eingeht und diese Zahl in etwa auch konstant 
bleiben würde, so werden in den einzelnen Au- 
ßenstellenbereichen mit Sicherheit große Unter- 
schiede zu verzeichnen sein, die außerdem stän- 
dig wechseln würden. Es ist aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen nicht möglich, daß Über- 
wachungspersonal für den Güternahverkehr, das 
am Ort der jeweiligen Außenstelle wohnen 
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würde, ständig in andere Außenstellenbereiche 
zu versetzen, je nach dem unterschiedlichen 
Arbeitsanfall bei den einzelnen Außenstellen. 
Auf einen solchen nicht voraussehbaren und 
ständig wechselnden Arbeitsanfall, der von der 
Bundesanstalt nicht beeinflußt werden kann, läßt 
sich der Personalbedarf für die Überwachung des 
Güternahverkehrs aber nicht planen. Eine effek- 
tive und kontinuierliche Tarifüberwachung ist 
somit auch bei Kostendeckung durcji Umlagen- 
erhebung nicht zu erreichen. 

2. Aber auch die Einschaltung der Bundesanstalt 
im Wege der Amtshilfe gegen Kostenerstattung 
durch die Erlaubnisbehörde im Einzelfall ist nicht 
praktikabel. Die Bundesanstalt kann nicht in 
Erwartung, daß genügend Ermittlungsaufträge 
von den Erlaubnisbehörden gestellt werden, Per- 
sonal- und sachliche Verwaltungsmittel (Räume, 
Arbeitsgeräte etc.) verhalten. Zur Höhe der Ko- 
sten und Über den wechselnden Arbeitsanfall in 
den einzelnen Außenstellenbereichen gelten 
auch hier die Ausführungen unter 1 . 

Netben diesem finanziellen Problem würden sich 
aber auch Schwierigkeiten in der praktischen 
Durchführung solcher Ermittlungsaufträge erge- 
ben: 

Straßenkontrollen zur Überwachung des Güter- 
nahverkehrs könnten z, B. überhaupt nicht durch- 
geführt werden. Bei solchen Straßenkontrollen 
könnte der Ermittlungsauftrag auf einen Ein- 
zelfall — also auf ein bestimmtes Unterneh- 
men — nicht beschränkt werden. Straßenkon- 
trollen beruhen so gesehen immer auf einer 
eigenen Initiative der kontrollierenden Behörde. 
Auf sie kann aber gerade im Güternahverkehr 
nicht verzichtet werden (z. B, Gewichtskontrol- 
len bei Baustellentransporten zur Verhinderung 
von Überladungen). Werden bei Betriebsprüfun- 
gen Anschlußermittlungen bei anderen Unter- 
nehmen erforderlich, so müßten die Bediensteten 
der Bundesanstalt auch hierfür erneut Ermitt- 
lungsaufträge erhalten. Müßten Ermittlungen in 
Bereiche anderer Erlaubnisbehörden ausgedehnt 
werden, wäre hierfür ebenfalls die Zustimmung 
der betreffenden Erlaubnisbehörden einzuholen. 

3. Schließlich steht die im Regierungsentwurf vor- 
geschlagene Lösung nicht im Widerspruch, zu 
der in § 53 GüKG umrissenen Aufgabenstellung 
der BAG. Die hauptsächliche Eigenaufgabe der 
Bundesanstalt wird nach Umfang und Bedeutung 
die Überwachung des Güterfernverkehrs bleiben. 

Die vom Bundesrat angesprochene konkurrie- 
rende Verwaltungszuständigkeit auf dem Ge- 
biet des Güterkraftverkehrsrechts gibt es seit 
Erlaß des GüKG im Jahre 1952 (vgl. § 77 GüKG, 
danach unterliegt der Unternehmer wegen der 
Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften . . . un- 
beschadet der Vorschriften der §§ 53 bis 76 der 
Aufsicht der Genehmigungsbehörde). An der 
Aufsicht Über den Güternahverkehr durch die 
Erlaubnisbehörde würde sich auch nichts ändern, 
wenn die Bundesanstalt in die Tarifüberwachung 
des Güternahverkehrs in eigener Zuständigkeit 
eingeschaltet würde. 


Zu b) 

Der Änderung wird zugestimmt. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 19 — § 89 a) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des 
§ 89 a Nummer 1 und Nummer 2 wird im Grund- 
satz anerkannt. Die Änderungen gehen aber über 
das angestrebte Ziel hinaus. 

Zu a) 

Nach der Begründung des Bundesrates beschränkt 
sich die Milchabfuhr durch Landwirte in der Regel 
auf die Beförderung von Milch in Kannen in ver- 
kehrsmäßig ungünstig gelegenen Gebieten, wie zum 
Beispiel Teile Schleswig^Holsteins, Oldenburg, Mit- 
telgebirgslagen wie Schwarzwald, Rhön, Alpen 
usw. In diesen Gebieten ist die Tankwagenabfuhr 
wegen ungünstiger Straßen-, Gelände- und Sied- 
lungsverhältnisse kaum möglich; in vielen Fällen 
sind gewerbliche Unternehmer entweder nicht vor- 
handen oder nicht bereit, zu den gebotenen Bedin- 
gungen die geringen Milchmengen abzufahren. 

Diese Schwierigkeiten bei der Milchabfuhr in den 
genannten Gebieten werden auch von der Bundes- 
regierung anerkannt. In den Fällen, in denen Güter- 
nahverkehrsunternehmen, die gleichzeitig Landwirte 
sind, in den Gebieten vorhanden sind, erscheint es 
jedoch nicht gerechtfertigt, diesen Güternahver- 
kehrsunternehmern ebenfalls die Vergünstigung des 
§ 89 a Nummer 1 zu gewähren. Die Bundesregierung 
schlägt daher folgende Fassung des § 89 a Nr. 1 vor: 

„1. die Beförderung von Milch und Milcherzeugnis- 
sen für andere zwischen landwirtschaftlichen 
Betrieben, Milchsammelstellen und Molkereien 
durch landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der Fassung vom 14. September 
1965 (Bundes gesetzbl. I S. 1449) mit eigenen 
oder von ihnen auf Abzahlung gekauften Kraft- 
fahrzeugen oder Anhängern, sofern der Unter- 
nehmer nicht im Besitz der Erlaubnis für den 
Güternahverkehr ist,". 

Landwirte, die eine Güternahverkehrserlaubnis be- 
sitzen und die Milch daher im Güternahverkehr be- 
fördern können, sollen auch den Regeln über den 
allgemeinen Güternahverkehr unterliegen. Für eine 
Begünstigung solcher Unternehmer besteht kein 
Anlaß. Durch die vorgeschlagene Fassung wird 
auch einer mißbräuchlichen Ausnutzung der Vor- 
schrift vorgebeugt. 

Zu b) 

Aus der Begründung des Bundesrates ergibt sich, 
daß die Vergünstigung des § 89 a Nummer 2 sich 
z. B. auch auf die Hilfe im Rahmen von Maschinen- 
ringen erstrecken soll. Die vom Bundesrat vorge- 
schlagene Fassung erscheint jedoch zu weit und 
nicht genügend abgrenzbar. Dem Anliegen des Bun- 
desrates könnte daher durch folgende Fassung der 
Nummer 2 Rechnung getragen werden: 

„2. die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
übliche Beförderung von land- und forstwirt- 
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schaftlichen Bedarfsgütern oder Erzeugnissen 
für andere Betriebe dieser Art 

a) im Rahmen der Nachbarschaftshilfe, 

b) im Rahmen eines Maschinenringes oder 
eines vergleichbaren wirtschaftlichen Zu- 
sammenschlusses, sofern die Beförderung 
mit Zugmaschinen durchgeführt wird, die 
von der Kraftfahrzeugsteuer befreit sind." 

Durch diese Fassung wird gewährleistet, daß Hilfe 
im Rahmen eines Maschinenringes oder eines ver- 
gleichbaren wirtschaftlichen Zusammenschlusses 
unter die gleiche Vergünstigung fällt wie die Nach- 
barschaftshilfe. 

Die Fahrzeuge, die im Rahmen eines Maschinenrin- 
ges eingesetzt werden, sind in der Regel von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit. Auf diese Fälle sollte 
die Vergünstigung daher beschränkt bleiben. 
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